
202 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates VU.GP. 

Bericht 
des Finanz- und Budgetaussch1isses 

über die Regierungsvorlage (17 der Bei­
lagen): Bundesgesetz über die Übertragung 
der Ansprüche auf Rückstellung von Ver­
mögen weiterer juristischer Personen, die 
ihre Rechtspersönlichkeit während der deut­
schen Besetzung österreichs verloren und 
später nicht wiedererlangt haben, und über 
die'Abänderung und Ergänzung des 2. Rück­
stellungsanspruchsgesetzes (3. Rückstellungs-

anspruchsgesetz). 

Die Rückstellungsanspruchsgesetze sind dadurch 
notwendig geworden, daß während der deutschen 
Besetzung österreichs sehr viele juristische Per­
sonen aufgelöst worden sind und bisher nicht 
wiedererrichtet wurden. Durch diese soll be­
stimmt werden, wer für die zahlreichen Zweck­
vermögen - denn um die handelt es sich ja 
bei juristischen Personen Rückstellungs­
ansprüche stellen kann, damit die Erhaltung sol­
chen Vermögens für diese Zwecke gewährleistet 
ist, denen es seinerzeit gedient hat. 

Bisher ist das nUr hinsichtlich des Vermögens 
. der Konsumvereine durch das 1 .. Rückstellungs­
anspruchsgesetz und hinsichtlich des Vermögens 
der Kammern und der Religions gesellschaften 
durch das 2. Rückstellungsanspruchsgesetz ver­
fügt worden. Wir haben aber noch zahlreiche 
andere Vermögen, für die nun ebenfalls ein 
Rückstellungsberechtigter bestellt werden soll. 

Damit ist allerdings nicht etwa eine Bereini­
gung des Problems dc;s deutschen Eigentums oder 
auch des Vermögens der DAF (Deutsche Arbeits­
front) verbunden. Denn nach den Rückstellungs­
gesetzen kann nur das behandelt werden, was in 
den Jahren 1938 bis 1945 entzogen worden ist; 
was während der deutschen Besetzung österreichs 
neu geschaffen worden ist, muß gesondert ge~ 
regel t werden. 

Miidiesem Gesetz könnte aber auch ein nam­
hafterBeitrag Zur Verwaltungsreform geleistet 

werden, denn die meisten dieser Vermögen stehen 
jetzt in der Verwaltung von öffentlich-rechtlichen 
Körperschaften, vor allem Staat und Länder, die 
aus dieser Verwaltung nur Kosten haben, aber 
keine Vorteile, weil sie ja die Erträgnisse heraus­
geben müssen. 

In der Sitzung des Finanz- und Budgetaus­
schusses vom 21. Mai 1953 wurde beschlossen, 
zur Vorberatung der obgenannten Regierungs­
vorlage einen elfgliedrigen Unterausschuß einzu­
setzen. Dieser Unterausschuß hat sich in seinen 
Sitzungen vom 28. Mai und 11. Dezember d. J. 
mit der Regierungsvorlage beschäftigt und emp­
fahl, eine Reihe von Abänderungen im Gesetzes­
text vorzunehmen. In der Ausschußsitzung vom 
14. Dezember 1953 wurden diese vorgeschlagenen 
j'\.nderungen angenommen, zu denen im einzel­
nen folgendes zu bemerken ist: 

1. In Z. 8 des § 1 Abs. 1 der Regierungsvorlage 
linke Spalte (A) ist anzufügen: 

" ... und mit der weiteren Maßgabe, daß von 
dem übrigen rückgestellten Vermögen je ein 
Sechstel dem Restitutionsfonds der Freien Ge­
werkschaften und dem Restitutionsfonds der 
Zentralkommission der christlichen Arbeiter:. 
und Angestelltenorganisationen österreichs (§§ 3 
und 4 des Ersten Rückgabegesetzes, BGBL Nr. 55! 
1947) zu übertragen oder mit dem Verkehrswert 
abzulösen ist." 

Der gegenwärtige Ö5terreichische Gewetk­
sch'aftsbund ist mit dem Gewerkschaftsbund der 
österreichischen Arbeiter und Angestellten, der 
von 1934 bis 1938 bestand, nicht identisch. 
Ein großer Teil des Vermögens des letzteren 
rührte aus dem Vermögen der seinerzeitigen 
Freien Gewerkschaften beziehungsweise der so­
genannten christlichen Gewerkschaften her. Die 
diesen Organisationen .angehörenden Mitglieder 
sind vielfach nicht mehr im gegenwärtigen öster~ 
reichischen Gewerkschaftsbund organisiert, wohl 
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aber in' Organisationen, an die der Restitutions­
fonds, der Ansprüche auf solches Vermögen er­
heben kann, dieses ihm restituierte Vermögen 
nun übertragen kann. Auf dem nun vorgesehenen 
indirekten Wege würde auch· den seinerzeitigen 
Mitgliedern das rückgestellte Vermögen in einem 
gewissen Maße dienstbar gemacht werden können. 

2. In § 1 Abs. 1 Z. 11 der Regierungsvorlage 
rechte Spalte (B) sind sowohl in lit. a als auch in 
lit. b jeweils in der ersten Zeile zwischen den 
beiden letzten Worten ("die" und ,,zwecken") 
folgende Worte einzuschalten: 

"nach ihren Statuten, Satzungen, Widmungs­
urkunden oder ihrer langjährigen übung". 

Diese Einschaltung ist notwendig, weil es öfters 
vorgekommen ist, daß bei einem Wechsel in der 
Person des Vorsitzenden oder sonst V erfügungs­
berechtigten ohne Rücksicht auf Satzungen, Sta­
tuten und dergleichen die Mittel der juristischen 

"A 
15. Wohlfahrtsfonds der Bundespolizei. 

16. Gendarmeriejubiläumsfonds 1949. 

Die vor dem Jahre 1938 bestandenen polizei­
lichen Stiftungen, Fonds und Vereine wurden im 
Jahre 1938 aufgelöst; ihre Vermögen wurden 
vom Kameradschaftsbund Deutscher Polizei­
beamter übernommen. Um nun die Vermögen 
dieser Institutionen wieder ihrer ursprünglichen 
Bestimmung zuzuführen, wurde ein Wohlfahrts­
fonds der Bundespolizei gegründet, der zusam­
men mit dem derzeit schon bestehenden Gen­
darmeriejubiläumsfonds 1949 die Rückstellung 
der in Betracht kommenden Vermögenswerte be­
antragen und nach erfolgter Rückstellung ver­
walten soll. 

4. § 3 hat wie folgt zu· lauten: 
h§ 3. Ein gemäß § 27 Abs. 2 des Vereinsgesetzes 

in der Fassung der Vereins gesetz-Novelle 1950, 
BeBI. Nr. 166, etwa bestellter Liquidator - dem 
ansonsten alle den Vereinsorganen zukommenden 
Rechte zustehen, somit auch die Berechtigung 
zur Erhebung von Rückstellungsansprüchen -
oder ein nach . den Bestimmungen des Bundes­
gesetzes vom 22. Juni 1949, BGBl. Nr. 164 
(Fünftes Rückstellungsgesetz), bestellter Sach­
walter ist zur Erhebung von Rückstellungs­
ansprüchen einer aufgelösten juristischen Person 
dann nicht berechtigt, wenn zufolge der Bestim­
mtingen des 1., des 2. oder dieses Rückstellungs-

Person bestimmten Zwecken zugeführt worden 
sind. Es soll nun verhindert werden, daß eine 
derartige rein faktische Verwendung zur Grund­
lage eines Rückstellungsanspruches genommen 
wird. 

In lit. b rechte Spalte (B) sind außerdem noch 
vor deri beiden letzten Worten "gedient haben" 
folgende Worte einzufügen: 

"jedoch nicht ausschließlich religiösen Zwecken 
(§ 1 Z. 4 des 2. Rückstellungsanspruchsgesetzes)". 

Die Einschaltung dieser Worte empfiehlt sich, 
um zu verhindern, daß Kompetenzschwierig­
keiten bezüglich der Anspruchsberechtigung nach 
§ 1 Z. 4 des 2. Rückstellungsanspruchsgesetzes 
(Religionsgese!lschaften) und der vorstehenden 
Gesetzesbestimmung entstehen. 

3. Weiters ist in § 1 Abs.1 nach Z. 14 der 
Regierungsvorlage einzuschalten: 

B 

15. Die für die Bediensteten der Bundespolizei 
oder deren Angehörige bestandenen Stiftun­
gen, Fonds und sonstigen Einrichtungen .. 

16. Die für die Bediensteten der Bundesgendar­
merie oder deren Angehörige bestandenen 
Stiftungen, Fonds und sonstigen Einrich­
tungen." 

anspruchsgesetzes Vermögensträger zur Erhebung 
von Rückstellungsansprüchen berechtigt sind." 

Bereits anläßlich der parlamentarischen Be­
handlung des, 2. Rückstellungsanspruchsgesetzes 
hat der Berichterstatter des Finanz- und Budget­
ausschusses in der Sitzung des Nationalrates vom 
11. Juli 1951 darauf verwiesen, daß aus der 
seinerzeitigen Regierungsvorlage die Bestimmun­
gen über jene Vereine, für die nicht im Gesetz . 
selbst namentlich Vorsorge getroffen worden 
war, deswegen nicht übernommen wurden, weil 
in der Zwischenzeit die Vereinsgesetz-Novelle 
1950 in Kraft getreten ist. Dies gibt die Mög­
lichkeit, für die während der deutschen Besetzung 
Osterreichs aufgelösten Vereine, die nicht re­
organisiert worden sind, Liquidatoren zu bestel­
len. Diese Liquidatoren können selbstverständ­
lich die Rückstellungsansprüche erheben, weil 
ihnen ja alle den Vereinsorganen zukommenden 
Rechte zustehen. 

Auf Grund dieser in der Parlamentsdebatte des 
Nationalrates unwidersprochen gebliebenen Wil­
lensäußerung des zuständigen Ausschusses wurde 
anläßlich der Erstreckung der Frist für die An­
meldung von Rückstellungsansprüchen auch eine 
besondere Frist für die Liquidatoren bestimmt. 
Die zur Entscheidung über Ansprüche nach dem 
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Ersten und Zweiten Rückstellungsgesetz be­
rufenen Behörden haben auch· stets die An­
spruchsberechtigung des Liquidators anerkannt, 
ebenso auch eine Reihe von Rückstellungskom­
missionen. In letzter Zeit aber hat die Oberste 
Rückstellungskommission bemängelt, daß die An~ 
spruchsberechtigung des Liquidators nicht in 
einem Rückstellungsanspruchsgesetz ausdrücklich 
verankert ist. Es empfiehlt sidl daher ein aus­
drücklicher Zusatz, daß diese Berechtigung - un~ 

Krippner, 
Berichterstatter. 

3 

zwar seit jeher - gegeben ist, da auf andere 
Weise eine authentische Interpretation des Ge­
setzes nicht möglich erscheint. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt db­
schließend auf Grund seiner Beratungen den 
An t rag, der Nationalrat wolle dem an ge- '/_ 
s chi 0 s sen enG e set zen t w u r f die ver­
fassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, am 14. Dezember 1953. 

Ferdinanda Flossmann, 
Obmann. 
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Bundesgesetz vom 1953 
über die übertragung der Ansprüche· auf 
Rückstellung von Vermögen. weiterer 
juristischer Personen, die ihre Rechtspersön­
lichkeit während der deutschen Besetzung 
österreichs verloren und später nicht wie­
dererlangt haben, und über die Abänderung 
und Ergänzung des 2. Rückstellungs~ 

anspruchsgesetzes (3. Rückstellungs­
anspruchsgesetz) *). 

Der Nationalrat hat beschlossen: 
§ 1:. (1) Die in Spalte A der nachfolgenden Auf­

stellung genannten Vermögensträger werden 

A 

1. Republik österreich. 

2: Republik österreich. 

3. Republik österreiCh. 

4. Republik österreich. 

5.0esterreichische Nationalbank. 

6. Milchwirtschaftsfonds (§ 2 des Milchwirt­
schaft,sgeSetzes, BGBl. Nr.167/1950). 

7. a) österreichischer Bauernbund. 

b) die entsprechende Landesgruppe des öster­
reichischen Bauernburides. 

*) 1. Rückstellungsansprudlsgesetz BGBl. Nt. 25611947. 
2. Rückstellungsanspruchsgesetz BGBl. Nr. 176/1951. 

5 

durch di~ses Gesetz berechtigt - falls nicht eine 
längere Frist offensteht -,'innerhalb 'von sechs 
Monaten nach Inhafttreten dieses' Bundesge­
setzes die Riickstellungsansptüche im Sinne 
der Rückstellungsgesetzeauf das Vermögen der 
in Spalte B unter der gleichen Ziffer und dem 
gleichen Buchstaben a!lgeführten juristischen Per­
sonen geltend zu machen, soweit diese ihre 
Reclltspersänlichkeit während der deutschen Be­
setzungösterreichs verloren und. im Zeitpunkte 
der Geltendmachung des Rückstellungsanspruches 
nicht wiedererlangt haben: 

B 
1. Vaterländische Front (BGBl. Nr. 160/1936). 

2. österreichische Sport- und Turnfront 
(BGBl. Ii Nr. 362/1934). 

3. Lehrlingsrursorgeaktionbeim Bundesministe­
rium für soziale Verwaltung ("Wiener Zei­
tung" Nr. 92 vom 22. April 1922). 

4. Blindenerziehungsinstituts-Fonds, Taubstum­
meninstituts-Fonds. 

5. Pensionsfonds der Oesterreichischen Natio­
nalbank (Art. 99 und 100 der dem Bundes­
gesetz BGBl. Nr. 823/1922 angeschlossenen 
Satzungen). 

6. Milduusgleichsfonds (Milch ausgleichsfonds-
gesetz 1934, BGBl. Nr. 17/1935); 
österreichische Ausfuhrorganisation für Mol­
kereierzeugnisse (§ 5 des Bundesgesetzes vom 
8. Juni 1934, BGBl. 11 Nr. 76); 
Wiener Milchverkehrsstelle (§ 14 des Milch­
verkehrsgesetzes, BGBl. II Nr: 210/1934). 

7. a) Reichsbauernbund (§ 36 des Bundesgesetzes 
BGBL Nr. 304/1935 über die Einrichtung 

: des Berufstandes Land- und Forstwirt­
schaft); 

b) Landesbauernbünde (§ 9 des vorangeführ­
ten Bundesgesetzes und die hiezu ergan­
genen Ausführungsgesetze ). 
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8. österreichischer Gewerkschaftsbund, mit der 
Maßgabe, daß in die Rechte an jenen in 
Rückstellung begriffenen oder rückgestellten 
Vermögen, die aus dem Vermögen der zu­
folge Art. 38 der Gewerbeordnungs-Novelle 
1935, BGBL Nr. 548, aufgelösten Gehilfen­
versammlungen (Gehilfenausschüsse) herrüh­
ren, die entsprechenden Gehilfenausschüsse 
(BGBL Nr. 87/1950) mit ihrer Einrichtung 
eintreten, und mit der weiteren Maßgabe, 
daß von dem übrigen rückgestellten Ver­
mögen je ein Sechstel dem Restitutionsfonds 
der Freien Gewerkschaften und dem Resti­
tutionfonds der· Zentralkommission der 
christlichen Arbeiter- und Angestelltenorga­
nisationen österreichs (§§ 3 und 4 des Ersten 
Rückgabegesetzes, BGBl. Nr. 5511947) zu 
übertragen oder mit dem Verkehrswert ab­
zulösen ist. 

9. Betriebsratsfonds auf Grund des § 24 des Be­
triebsrätegesetzes, BGBL Nr. 97/1947. 

8. Gewerkschaftsbund der österreichischen Ar­
beiter und Angestellten (BGBL I Nr. 132 und 
243/1934 und Nr. 276/1935); 
Hauptkörperschaft der öffentlichen Bedien­
steten (Beamtenbund) und Fachkörperschaf­
ten (Kameradschaften) (§ 3 des Bundes­
gesetzes BGBL II Nr. 294/1934); 
juristische Personen (Abs. 2), in deren Auf­
gabenbereich die Vertretung der arbeitsrecht­
lichen, wirtschaftlichen und sozialen Inter-

. essen der Arbeiter und Angestellten gefallen 
ist, soweit auf das Vermögen keine Rück­
gabeansprüche oder Rückstellungsansprüche 
anderer in Spalte A dieser Aufstellung oder 
des § 1 des 2. Rückstellungsanspruchsgesetzes 
genannten Vermögensträger bestehen; 
Werksumlagefonds 'nach § 21 des Bundes­
gesetzes über die Errichtung von. WerI!:sge­
meinschaften,BGBI. II Nr. 153/1934, soweit 
es sich um einen nicht mehr beStehenden Be­
trieb handelt. 

9. Werksumlagefonds nach § 21 des Bundes­
gesetzes über die Errichtung von Werksge­
meinschaften, BGBL II Nr. 153/1934, soweit 
es sich um den gleichen Betrieb handelt. 

10. Urlaubs kasse der Arbeiter in der Bauwirt- 10. Bauarbeiter-Urlaubs- und Fürsorgekommis-
schaft (BGBL Nr. 81/1946). sion. 

11. a) Restitutionsfonds der Sozialdemokratischen 
Organisationen beziehungsweise Resti­
tutionsfonds der Freien Gewerkschaften 
(§§ 2 und 3 des Ersten Rückgabegesetzes, 
BGBI. Nr. 55/1947). 

b) Restitutionsfonds der Zentralkommission 
der christlichen Arbeiter- und Angestell­
tenorganisationen österreichs (§,4 des Er­
sten Rückgabegesetzes, BGBL Nr.55/1947). 

11. a) Juristische Personen (Abs. 2), die nach 
ihren Statuten, Satzungen. Widmungsur­
kunden oder ihrer langjährigen übung 
Zwecken der Sozialdemokratischen Arbei­
terpartei beziehungsweise der freien Ge­
werkscllaften gedient haben, auch dann, 
wenn deren Leitungen (Vereins vorstände, 
Gesellschafter usw.) nach dem 12. Feber 
1934 aus politischen Gründen verändert 
worden sind und ihre Rechtspersönlichkeit 
nach dem 13. März 1938 verloren und 
nicht wiedererlangt haben; 

b) juristische Personen (Abs. 2), die nach 
ihren Statuten, Satzungen, Widmungsur­
kunden oder ihrer langjährigen übung 
Zwecken der katholischen oder sonstigen 
christlichen Arbeiter- und Angestellten­
organisationen, jedoch nicht ausschließlich 
religiösen Zwecken (§ 1 Ziffer 4 des 
2. Rückstellungsanspruchsgesetzes), gedient 
haben. 

12. Zentralorganisation . der Kriegsopferverbände 12. Einheitsverband der Kriegsopfer österreiclls 
Osterreichs. (BGBL Nr. 79/1936 und Nr. 203/1936), 

13. Der zuständige Landesverband der öster­
reichischen Gesellschaft vom Roten Kreuze. 

13. Juristische Personen (Abs,.· 2) auf dem· Gebiete 
des freiwilligen Rettungswesens, deren Auf­
gaben von einer Organisation der österrei­
chischen Gesellschaft vom Roten Kreuze 
übernommen worden sind. 
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14. Die KöB - österreichische Staatseisenbahnen­
Omnibusverkehrsgesellschaft m. b. H. mit der 
Maßgabe, daß das Bundesbahnsozialwerk mit 
seiner Einrichtung in die Rechte an dem in 
Rückstellung begriffenen oder rückgestellten 
Vermögen eintritt. 

15. Wohlfahrtsfonds der Bundespolizei. 

16. Gendarmeriejubiläumsfonds 1949. 

17. Die nach dem Sitze der aufgelösten jutisti­
schen Person zuständige 1i.rztekammer (§ 20 
des 1i.rztegesetzes vom 30. März 1949, BGBl. 
Nr.92). 

18. Rechtsanwaltskammer Wien. 

19. Verband österreichische Turnerschaft. 

(2) Insoweit in diesem oder in dem 2. Rück­
stellungsanspruchsgesetz in Spalte B des § 1 von 
juristischen Personen die Rede ist, sind auch 
Stiftungen und Fonds, Organisationen, Einrich­
tungen und Unternehmungen inbegriffen, die 
den gleichen Zwecken gedient haben. 

§ 2. (1) War der Eigentümer ein Träger der 
Sozialversicherung (Verband, Arbeitsgemein­
schaft), so ist z~r Erhebung von Rückstellungs­
ansprüchen der Versicherungsträger (Verband) 
berechtigt, auf den der gesamte örtliche und sach­
liche Wirkungsbereich des Eigentümers über­
gegangen ist. 

(2) Ist der örtliche und sachliche Wirkungs­
bereich des Eigentümers auf mehrere Versiche­
rungsträger (Verbände) übergegangen oder ist 
ein übergang überhaupt nicht erfolgt, .so be­
stimmt das Bundesministerium für soziale Ver­
waltung, nach Anhörung des Hauptverbandes 
der österreichischen Sozialversicherungsträger, die 
(den) anspruchsberechtigten Träger (Verband) 
durch Kundmachung, die. im "Amtsblatt zur 
Wiener Zeitung" zu verlautbaren ist. 

§ 3. Ein gemäß § 27 Abs. 2 des Vereins gesetzes 
in der Fassung der Vereinsgesetz-N ovelle 1950, 
BGBl. Nr. 166, etwa bestellter Liquidator - dem 
ansonsten alle den Vereins organen zukommen­
den Rechte zustehen, somit auch die Berechtigung 
zur Erhebung von Rückstellungsansprüchen -
oder ein nach den Bestimmungen des Bundes-

7 

14. Die für die Bediensteten der Eisenbahnen 
oder deren Angehörige bestandenen Stiftun­
gen, Fonds und sonstigen Einrichtungen. 

15. Die für die Bediensteten der Bundespolizei 
oder deren Angehörige bestandenen Stiftun­
gen, Fonds und sonstigen Einrichtungen. 

16. Die für die Bediensteten der Bundesgendar­
merie oder deren Angehörige bestandenen 
Stiftungen, Fonds und sonstigen Einrich­
tungen. 

17. Juristische Personen (Abs. 2), die karitativen 
beziehungsweise sozialen Zwecken der 1i.rzte­
schaft eines Bundeslandes gedient haben. 

18. Witwen- und Waisen-Pensions-Gesellschaft 
des juridischen Doktoren-Kollegiums in Wien. 

19. Vereine, die im "Reichsverband der christlich­
deutschen Turnerschaft Österreichs" zusam­
mengeschlossen waren und nicht reaktiviert 
worden sind. 

gesetzes vom 22. Juni 1949, BGBI. Nr. 164 
(Fünftes Rückstellungsgesetz), bestellter Sach­
walter ist zur Erhebung von Rückstellungs.., 
ansprüchen einer aufgelösten juristischen Person 
dann nicht berechtigt, wenn zufolge der Be­
stimmungen des 1., des 2. oder dieses Rück­
stellungsanspruchsgesetzes Vermögensträger zur 
Erhebung von Rückstellungsansprüchen berech­
tigt sind. 

§ 4. Der . letzte Satz des Abs. 1 des § 2 des 
'Bundesgesetzes vom 11. Juli 1951, BGBI. Nr. 176 
(2. Rückstellungsanspruchsgesetz), hat zu ent­
fallen. 

§ 5. Die Bestimmungen der §§ 2 und j des 
2. Rückstellungsanspruchsgesetzes in der durch 
§ 4 dieses Bundesgesetzes abgeänderten Fassung 
gelten auch für die Erhebung von Rückstellungs­
ansprüchen nach diesem Bundesgesetz. 

§ 6. Rückstellungsansprüche der in § 1 Spalte A 
des 2. Rückstellungsanspruchsgesetzes genannten 
Vermögensträger auf Rückstellung von Ver­
mögen der in Spalte B angeführten juristischen 
Personen können - falls nicht eine längere Frist 
offensteht - auch noch innerhalb von sechs 
Monaten nach Inkrafttreten dieses Bundes­
gesetzes erhoben werden. 

§ 7. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist das Bundesministerium für Finanzen im Ein­
vernehmen mit den beteiligten Bundesmini­
sterien betraut. 
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